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TOP 43:

Entwurf eines Gesetzes zum Internationalen Güterrecht und zur 
Änderung von Vorschriften des Internationalen Privatrechts

Drucksache: 385/18

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Der Gesetzentwurf dient in erster Linie der Durchführung von zwei güterrecht-

lichen EU-Verordnungen: zum einen der Verordnung (EU) 2016/1103 des Ra-

tes vom 24. Juni 2016 zur Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit im 

Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und der Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterstands 

(ABl. L 183 vom 8.7.2016, S. 1; L 113 vom 29.4.2017, S. 62; L 167 vom 

4.7.2018, S. 36 – EuEheGüVO) und zum anderen der Verordnung (EU) 

2016/1104 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung der Verstärkten Zu-

sammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und 

der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen güterrecht-

licher Wirkungen eingetragener Partnerschaften (ABl. L 183 vom 8.7.2016, 

S. 30; L 113 vom 29.4.2017, S. 62 – EuPartGüVO). 

Diese beiden Verordnungen sind am 28. Juli 2016 in Kraft getreten. Sie sind in 

den teilnehmenden Mitgliedstaaten ab dem 29. Januar 2019 anzuwenden.

Der Gesetzentwurf enthält die zur Durchführung der beiden Verordnungen er-

forderlichen Bestimmungen. Es handelt sich hierbei um Zuständigkeits- und 

Verfahrensregelungen, um dem Verordnungsrecht zur Wirksamkeit zu verhel-

fen. Hinsichtlich der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen folgt 

der Entwurf dabei der Grundkonzeption des Auslandsunterhaltsgesetzes vom 

23. Mai 2011 (BGBl. I S. 898 – AUG), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 

vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2018) geändert worden ist, und des Inter-

nationalen Erbrechtsverfahrensgesetzes vom 29. Juni 2015 (BGBl. I S. 1042 –

IntErbRVG) als den beiden jüngsten Durchführungsgesetzen im Bereich der 
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justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen, soweit dort noch ein Vollstreck-

barerklärungsverfahren erforderlich ist.

Daneben soll eine Lücke im deutschen Internationalen Privatrecht geschlossen 

werden, die durch das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) 

vom 20. Dezember 2017 in der Rechtssache C-372/16 (Sahyouni ./. Mamisch) 

entstanden ist. Der EuGH hat entschieden, dass eine durch einseitige Erklärung 

eines Ehegatten vor einem geistlichen Gericht bewirkte Ehescheidung nicht un-

ter die Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 2010 zur 

Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehe-

scheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden 

Rechts (ABl. L 343 vom 29.12.2010, S. 10 – Rom III-VO) fällt. Das autonome 

deutsche Recht enthält hierzu keine ausdrückliche Kollisionsnorm.

Der Gesetzentwurf klärt daher im Internationalen Privatrecht insbesondere, in 

welchem Umfang ein Rückgriff auf das nationale Recht möglich bleibt. Ferner 

ordnet er an, dass auf Scheidungen, die nicht in den sachlichen Anwendungsbe-

reich der Rom III-VO fallen, deren Kollisionsnormen mit den nötigen Anpas-

sungen entsprechende Anwendung finden.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat zu dem Gesetzentwurf eine 

Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes.

Der zufolge solle im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Änderung des Arti-

kels 17b Absatz 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

(EGBGB) geprüft werden, um die auf die Ehe bezogenen Regelungen des In-

ternationalen Privatrechts grundsätzlich einheitlich und unabhängig von dem 

Geschlecht der Ehegatten zu treffen. In diesem Zusammenhang biete es sich 

weiter an, auch Artikel 13 Absatz 1 EGBGB einer Überprüfung zu unterziehen. 

Es sei zu erwägen, die Voraussetzungen der Eheschließung sowohl für ver-

schieden- als auch für gleichgeschlechtliche Ehegatten künftig dem Domi-

zilprinzip zu unterwerfen.

Weitere Einzelheiten sind aus Drucksache 385/1/18 ersichtlich.
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